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Antrag 
des Landes Baden-Württemberg 
 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Festsetzung von Emissionsnormen für neue 
Personenkraftwagen im Rahmen des Gesamtkonzepts der 
Gemeinschaft zur Verringerung der CO2-Emissionen von 
Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen 

 

 

 

Punkt 28 der 842. Sitzung des Bundesrates am 14. März 2008  

 

Der Bundesrat möge anstelle der Ziffern 14 bis 16 der Drucksache 37/1/08 die 
folgende Ziffer beschließen: 

 

Der Bundesrat hat erhebliche Zweifel an einer EU-Kompetenz zur Einführung einer 
umweltschutzbezogenen und steuerähnlichen Abgabe zugunsten des Haushalts der 
EU. 

Die EU hat keine Kompetenz zur Erhebung von Steuern oder steuerähnlichen Ab-
gaben. Es ist auch nicht ersichtlich, dass die Regelung der Angleichung von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten dient. Denn es handelt sich um 
eine europäische und nicht um eine vom nationalen Recht auferlegte Über-
schreitungsabgabe. Insofern kann es auch nicht um eine Angleichung oder Harmo-
nisierung nationalen Rechts gehen. 
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